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Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                                             Berlin Aktuell 16. KW I 2018 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

in den vergangenen Tagen erreichten uns schreckliche Berichte vom Einsatz von Chemiewaffen in 

Syrien. Der Einsatz solcher Waffen verstößt gegen sämtliche Völkerrechtsabkommen und ist 

menschenverachtend. Ich verurteile diese Taten aufs Äußerste. 

Im Parlament behandeln wir in dieser Woche unter anderem einen Antrag unserer Fraktion zur 

vollständigen Anerkennung der Rohingya als gleichberechtigte Volksgruppe in Myanmar. Der Antrag ist 

ein wichtiger Schritt für mehr Menschenrechte und für die weltweite Religionsfreiheit.   

I. Die politische Lage in Deutschland 

Diskussion um die Zukunft der Europäischen Union. 

Die EU befindet sich aktuell in einer entscheidenden Phase, die von internationalen Kräfteverschie-

bungen und Krisen, der Globalisierung, der Digitalisierung sowie dem bevorstehenden Brexit ge-

prägt ist. In den nächsten Monaten stehen wichtige Entscheidungen in Europa an. Es geht um die 

Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion, Fortschritte bei großen Wirtschaftsthe-

men wie Digitalisierung und Energie, eine nachhaltige Bewältigung der Migrationsbewegungen, 

die Frage künftiger Beitritte, eine gemeinsame europäische Verteidigungspolitik und letztlich auch 

um Europas Rolle in der Welt.  

Wir haben unseren Koalitionsvertrag mit der Überschrift „Ein neuer Aufbruch für Europa“ über-

schrieben. Das bedeutet nicht, dass wir nur in grundlegenden Reformen die Lösung aller Probleme 

sehen. Reformen müssen wohlüberlegt und in größeren Zusammenhängen gesehen werden. Um 

sich darüber eine fundierte Meinung zu bilden, brauchen wir eine gründliche und ausführliche Dis-

kussion in der Fraktion, denn die wesentlichen Entscheidungen müssen von Bundesregierung und 

Deutschem Bundestag gemeinsam getragen werden. 

CDU und CSU sind seit Bestehen der Bundesrepublik die Europaparteien in Deutschland. Mit Kon-

rad Adenauer und Helmut Kohl waren wir es, die die europäische Einigung ganz entscheidend vo-

rangebracht und geprägt haben. Mit unserer Bundeskanzlerin Angela Merkel und unseren europäi-

schen Partnern wollen wir die EU in eine gute Zukunft führen. Bewährtes wollen wir erhalten, aber 

an den richtigen Stellen müssen wir reformieren und Veränderungen vorantreiben. Wir wollen das 

einzigartige Friedens- und Erfolgsprojekt Europa weiterentwickeln, um „Frieden nach außen und 

Sicherheit und Wohlstand nach innen zu schaffen“ – so haben wir es im Koalitionsvertrag festge-

schrieben. 
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Klares Zeichen gegen Chemiewaffeneinsatz in Syrien. 

Im syrischen Duma sind vor wenigen Tagen durch einen abscheulichen Chemiewaffenangriff zahl-

reiche Kinder, Frauen und Männer ums Leben gekommen. Dieser Einsatz von Chemiewaffen ist ein 

besonderes Verbrechen. Alle vorliegenden Erkenntnisse sprechen dafür, dass das syrische Regime 

dafür verantwortlich ist.  

Der Militärschlag der USA, Großbritanniens und Frankreichs war gegen die Fähigkeit Assads ge-

richtet, die völkerrechtswidrigen Chemiewaffen weiter einzusetzen. Er diente dem Schutz der 

Menschen in Syrien. Es war daher erforderlich und angemessen, dass die drei westlichen ständigen 

Mitglieder des UN-Sicherheitsrates entsprechende Einrichtungen in Syrien zerstört haben. Wir un-

terstützen und begrüßen es, dass unsere amerikanischen, britischen und französischen Verbünde-

ten in dieser Weise Verantwortung übernommen haben. Dieser Einsatz war notwendig, um einer 

Erosion der Chemiewaffenkonvention entgegenzuwirken. 

Klar ist für uns auch: Seit nunmehr sieben Jahren herrscht in Syrien Krieg. Es wird nur mit diploma-

tischen Mitteln unter Einbindung aller wesentlichen Kräfte gelingen, einen dauerhaften Frieden 

herzustellen.  

II. Die Woche im Parlament 

Die Gewaltexzesse gegen die Rohingya stoppen – Für die vollständige Anerkennung als gleich-

berechtigte Volksgruppe in Myanmar. Die Verfolgung von Menschen aufgrund ihres Glaubens 

verletzt das zentrale und universelle Menschenrecht auf Religionsfreiheit zutiefst. Der Einsatz für 

Religionsfreiheit ist Kernbereich des menschenrechtspolitischen Selbstverständnisses der Unions-

fraktion. Ausgehend von der Massenflucht von über 688.000 Mitgliedern der muslimischen Min-

derheit der Rohingya aus Myanmar nach Bangladesch fordern wir die Bundesregierung in einem 

gemeinsam mit dem Koalitionspartner eingebrachten Antrag auf, sich gegenüber der Regierung 

Myanmars für ein Ende der Menschenrechtsverletzungen einzusetzen. Darüber hinaus müssen die 

Aufarbeitung der Verbrechen, die Umsetzung der von den Vereinen Nationen (VN) unter der da-

maligen Leitung Kofi Annans entwickelten Lösungsansätze, der Zugang für humanitäre Hilfsorga-

nisationen und die Gewährung der vollständigen politischen und sozialen Rechte der Rohingya si-

chergestellt werden.  

Bericht der Bundesregierung zum Stand der Bemühungen um Rüstungskontrolle, Abrüs-

tung und Nichtverbreitung sowie über die Entwicklung der Streitkräftepotenziale (Jahres-

abrüstungsbericht 2017). Der von der Bundesregierung vorgelegte Jahresabrüstungsbericht 

2017 verdeutlicht die erheblichen Herausforderungen, vor denen die seit Jahrzehnten beste-

hende Abrüstungs- und Rüstungskontrollarchitektur auch im zurückliegenden Jahr stand. Ins-

besondere der andauernde Konflikt im Osten der Ukraine sowie Indizien für eine mögliche Un-

terwanderung des INF-Vertrags durch Russland sind der Grund dafür. Vor diesem Hintergrund 

bestand die zentrale Zielsetzung der Bundesregierung vor allem darin, sich für den Erhalt und 

die vollständige Umsetzung der bestehenden Rüstungskontroll- und Abrüstungsarchitektur ein-

zusetzen und Bestrebungen, diese zu untergraben, entgegenzuwirken. Nicht zuletzt führen die 

Giftgasanschläge in Syrien sowie der Nervengasanschlag im britischen Salisbury die Notwendig-

keit der Durchsetzung dieser Normen nachdrücklich vor Augen. 
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Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der durch die Europäische 

Union geführten EU NAVFOR Somalia Operation Atalanta zur Bekämpfung der Piraterie vor der 

Küste Somalias und an der Militärmission der Europäischen Union als Beitrag zur Ausbildung der 

malischen Streitkräfte (EUTM MALI).  

Wahlen zu Gremien. Gemäß dem Gesetz über die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

wählen wir Mitglieder für deren Verwaltungsrat. Diese werden für die Dauer der Wahlperiode be-

rufen.  

III. Daten und Fakten 

Steigende Zahl online eingereichter Steuererklärungen. Immer mehr Bundesbürger reichen ihre 

Einkommensteuererklärung online über den Dienst ELSTER beim Finanzamt ein. Zu diesem Ergeb-

nis kommt eine Auswertung des Digitalverbandes Bitkom auf Grundlage von Daten der Finanzver-

waltung. Im Jahr 2017 griffen 22,1 Millionen deutsche Steuerzahler auf den Online-Dienst zurück. 

Im Vorjahresvergleich entspricht das einer Steigerung um rund fünf Prozent. Ausgehend vom Jahr 

2012, in dem rund zwölf Millionen Bürger ihre Steuererklärungen elektronisch übermittelten, hat 

sich die Zahl der Nutzer seitdem nahezu verdoppelt. Bitkom wertet dies als ein besonders positives 

Beispiel für erfolgreiche Digitalisierung im Bereich von Verwaltungsdienstleistungen. Laut dem 

Verband seien dieser Entwicklung zudem verlängerte Erklärungsfristen sowie die Generalüberho-

lung des Internetportals www.elster.de im letzten Jahr förderlich gewesen. 

(Quelle: bitkom) 

Digitaler Wandel führt nicht zu Arbeitsplatzabbau. In einer jüngst veröffentlichten Studie wider-

legt das Institut der deutschen Wirtschaft die weit verbreitete These, wonach die fortschreitende 

Digitalisierung zu einem flächendeckenden Abbau von Arbeitsplätzen führe. Dies lasse sich in 

Deutschland für die letzten drei Jahre nicht bestätigen. Vielmehr hätten Unternehmen 4.0, also 

stark digitalisierte Firmen, ihre Belegschaften häufiger vergrößert als weniger digitalisierte Unter-

nehmen. Welche Auswirkungen die Digitalisierung jedoch grundsätzlich auf die Beschäftigungs-

entwicklung hat, lasse sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht beantworten. Auch wenn sich keinerlei 

Belege für einen durch den digitalen Wandel bedingten Arbeitsplatzabbau finden lassen, legten die 

ermittelten Ergebnisse nahe, dass die Beschäftigungsentwicklung von verschiedenen Faktoren ab-

hänge. Im verarbeitenden Gewerbe etwa, einer Branche mit hohem Automatisierungsgrad, seien 

zuletzt weniger Beschäftigte eingestellt worden. Das habe jedoch vielmehr mit dem Fachkräfte-

mangel und weniger mit dem Digitalisierungsgrad zu tun.  

(Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln) 

 

 


